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1 Bericht des Bundesrates zum ‘Service public der SRG unter Berücksichtigung der privaten elektronischen Medien’ vom 17. Juni 

2016 
2 Ottfried Höffe, Lexikon der Ethik, 4. Aufl. München 1992, S. 34; Paul Richli, Zum rechtlichen Gehalt und zur Prozeduralisierung des 

Subsidiaritätsprinzips, ZSR I 2007 S. 157.  
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a) Stellungnahmen der Rechtswissenschaft 

3René Rhinow, Ausgewählte Schriften, Basel 2016, S. 546 (prov. Paginierung). 

4 BBl 2002 2338 

5 René Rhinow, Ausgewählte Schriften, Basel 2016 S. 582 (prov. Paginierung). 

6 Rainer J. Schweizer/ Lucien Müller, in Ehrenzeller-Schindler et al., St. Galler Kommentar, 3. Aufl., Zürich/St. Gallen, 2014, zu Art. 5a; 

Giovanni Biaggini, in Waldmann-Belser-Epiney, Basler Kommentar zur Bundesverfassung, Basel 2015, zu Art. 5a. 

7 Biaggini, a.a.O., Rz 16 ff. zu Art. 5a. 

8 Der Bundesrat führte namentlich aus: Eine «Ausdehnung auf das Verhältnis Staat- Private müsste zwangsläufig eine Vielzahl von 

grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Fragen aufwerfen und damit den Rahmen der NFA sprengen.»( zit. aus Botschaft zur NFA I, 

2457). 

9 Schweizer/Müller, a.a.O., Rz 16 zu Art. 5a. 

10 Rainer Schweizer verweist insbesondere auf die Botschaft des Bundesrates NFA I 245. 

11 Schweizer/Müller, a.a.O., zu Art. 5a Rz 16. 

12 René Rhinow/Gerhard Schmid/Giovanni Biaggini/Felix Uhlman, Öffentliches Wirtschaftsrecht, 2. Aufl. Basel, 2011, § 4 Rz 14. 
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b) Zur Entstehungsgeschichte von Art. 5a BV 

13 Rhinow et al., aaO §18 Rz 60. 

14 Ulrich Häfelin/ Walter Haller/Helen Keller/Daniela Thurnherr, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 9. Aufl. Zürich 2016 Rz 1051. 

15 Paul Richli, Zweck und Aufgaben der Eidgenossenschaft im Lichte des Subsidiaritätsprinzips, in: ZSR 1998/II, S. 195 ff. 

16 Paul Richli, a.a.O., S. 225, 255. 

17 Paul Richli, Grundriss des schweizerischen Wirtschaftsverfassungsrechts, Bern 2007, Rz. 676. 

18 Astrid Epiney, Subsidiarität als verfassungsrechtlicher Grundsatz, in Rapports suisses présentées au Congrès XIVe international 

de droit comparé, Zürich 1994, 20 ff. S. 32.  

19 Droit administratif, vol. III, Berne 1992 S. 333. 

20 Rechtsgutachten, gemeinsam mit Stefan Vogel, 2014 S. 16. 
14 In der Botschaft vom 14. November 2001 führt der Bundesrat unter Ziffer 2.6.1 aus: Das Subsidiaritätsprinzip soll «als staatspoliti-

sche Maxime neu in der Bundesverfassung im Artikel 3a verankert werden. Es soll ihm eine generelle Beachtung in der bundesstaat-

lichen Aufgabenzuteilung zukommen. Primärer Adressat der neuen Verfassungsnorm ist der Bundesgesetzgeber. Ihm wird die Auf-

gabe zufallen, das Subsidiaritätsprinzip von Fall zu Fall zu konkretisieren.» BBl 2002 2338. Weiter führt der Bundesrat aus: «Für die 

(…) Reform des Föderalismus kommt dem Grundsatz der Subsidiarität eine grosse Bedeutung zu als staatspolitische Maxime für die 

künftige Zuteilung staatlicher Aufgaben auf jene Ebene, die sie am besten zu lösen vermag. Anders als im Rahmen der Verfassungs-

nachführung soll sich der Grundsatz der Subsidiarität nicht mehr auf das Verhältnis zwischen Bund und Kantonen beschränken, 

sondern umfassend auf das Verhältnis zwischen allen staatlichen Ebenen, also unter Einschluss der Gemeinden, beziehen. Entspre-

chend wird vorgeschlagen, die betreffende Bestimmung unter die Allgemeinen Bestimmungen des ersten Titels der Verfassung auf-

zunehmen und nicht im Kapitel über das Verhältnis von Bund und Kantonen. Es wäre dem schweizerischen Staatsverständnis fremd, 

die Interpretation des Subsidiaritätsprinzips gerichtlichen Institutionen übertragen zu wollen. Vielmehr handelt es sich bei dessen 

Anwendung um eine grundsätzliche staatspolitische Frage, die zeitgebunden ihre jeweilige Konkretisierung durch den Verfassungs- 

und Gesetzgeber finden muss. Dies ergibt sich auch aus der Platzierung dieser Bestimmung (zunächst als Art.3a, der Gutachter) im 

ersten Titel der Bundesverfassung. In dieser Konzeption erweist sich das Subsidiaritätsprinzip als nicht justiziabel.» BBl 2002 2458. 

22 Zu dieser Auseinandersetzung siehe auch Rainer J. Schweizer/ Lucien Müller, in Ehrenzeller-Schindler et al., St. Galler Kommen-

tar, 3. Aufl., Zürich/St. Gallen, 2014, zu Art. 5a Rz 1 – 5 und Rz 12. 

23 Anderseits spricht sich gegen die Ausdehnung des Prinzips auf den Bereich Staat/Gesellschaft etwa das Votum von NR Stähelin 

aus (Amtl. Bull. SR 2002 S. 852). 

24 Amtl. Bull. NR 2003 S. 954. 

25 Amtl. Bull. SR 2002 S.854; s. auch NR 954, 956. 
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c) Bundesgericht 

d) Analoge Anwendung des bundesstaatlichen Prinzips von Art. 5a BV im Bereich der Wirtschafts-

verfassung? 

 

26 Amtl. Bull. SR 2002, S. 854. 

27 Art. 6 BV hält unter dem Titel «individuelle und gesellschaftliche Verantwortung» fest:  

«Jede Person nimmt Verantwortung für sich selber wahr und trägt nach ihren Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in Staat und Ge-

sellschaft bei.» 

28 Die Frage, ob die Nähe des neuen Art. 5a zu Art. 6 BV (Individuelle und gesellschaftliche Verantwortung) eher das individualisti-

sche oder das solidarische Prinzip stärker zum Ausdruck bringe, wird auch diskutiert bei Rainer Schweiz/Lucien Müller ad Art. 5a Rz 

7. Zum (auch) sozialverpflichtenden Gehalt von Art. 6 BV siehe René Rhinow, Ausgewählte Aufsätze, Basel, 2016, S. 524 f. (prov. Pa-

ginierung). 

29 Die Kommentierung von Beat Graber in SG-Komm. Rz. 3 zu Art. 93 BV Rz 10 und 12 ist insofern ungenau, als sie Verhältnismäs-

sigkeits- und Subsidiaritätserfordernis gleichwertig nebeneinander stellt. 

Unbestritten ist, dass das Subsidiaritätsprinzip des Art. 5a BV jedenfalls keine justiziable Norm enthält. Anderes gilt im Bereich des 

EU-Rechts oder des deutschen Verfassungsrechts, wo jedenfalls im Verhältnis zur EU in Art. 23a GG Justiziabilität vorausgesetzt 

wird. (Art.23 GG Abs. 1a). 

30 BGE 138 I 378 E 8.4. Das Zitat des Bundesgerichts stammt aus einem Fall, in dem die unternehmerische Tätigkeit einer selbstän-

digen kantonalen Anstalt neben ihrem Monopolbereich auch ausserhalb des Kantons im Wettbewerb mit Privaten mit dem Argu-

ment einer Verletzung der Wirtschaftsfreiheit nach Art. 94 BV angefochten wurde. Mit diesem Hinweis wird nicht etwa die Meinung 

vertreten, das Handeln der SRG stelle ein staatliches Unternehmen dar, vergleichbar der im betreffenden Fall betroffenen kantonalen 

Anstalt.  Die SRG muss ja unabhängig, staatsfern sein. Ihr Handeln ist öffentlich und wird vom Staat privilegiert, ist aber nicht staatli-

ches Handeln.  

Trotz des nicht-staatlichen Charakters der SRG zeigt der zitierte Passus für unseren Zusammenhang auf, dass sogar bei einer stärker 

staatsgebundenen Wirtschaftstätigkeit, die durch ein öffentliches Interesse bestimmt ist und eine gesetzliche Grundlage hat, keine 

Konkurrenzsituation in dem Sinn angenommen werden muss, dass das öffentliche Unternehmen sich einem Vorrang möglicher pri-

vater Tätigkeit schon präventiv beugen und einem nur angenommenen gleichwertigen Privatangebot weichen müsste; soweit die 

Tätigkeit der SRG konzessioniert ist, untersteht sie nicht den Regeln des freien Wettbewerbs; die Tätigkeit eines solchen öffentlichen 

Unternehmens ist zulässig, wenn es einem gesetzlich konkretisierten öffentlichen Interesse entspricht, und nicht unzulässig eine 

Wettbewerbssituation verzerrt wird, wie dies bei einer Quersubventionierung nicht konzessionierter Tätigkeiten der SRG aus dem 

Gebührenertrag zutreffen könnte. Kurz, es zeigt sich, dass dann, wenn ein öffentliches Unternehmen aufgrund von Verfassung und 

Gesetz wirtschaftlich tätig wird, auch kein «analoges» Subsidiaritätsprinzip im Verhältnis öffentliches Unternehmen/private Anbie-

ter von Verfassungswegen gilt. 
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e) Subsidiäre Verhältnisse ausserhalb der allgemeinen öffentlichen Wirtschaftsverfassung 

 

31 Für den besonderen Bereich des Bundesgerichtsgesetzes wird der Ausdruck im Begriff der «subsidiären Verfassungsbeschwer-

de» verwendet, was aber keine Verallgemeinerung zulässt. 

32 Franz Zeller/Martin Dumermuth, BS-Kommentar, Rz 34 zu Art. 93 BV.  

33 Unten lit. b 
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34 BGE 138 I 378,394. Festzuhalten ist, dass die SRG – im Gegensatz zu einer staatlichen Anstalt – keinen «staatlichen Betrieb dar-

stellt, sondern als private Körperschaft einen Leistungsauftrag wahrnimmt, der in Unabhängigkeit vom Staat betrieben werden 

muss.» BGE 138 I 378 E. 6.2. 

35 BGE 138 I 378 E. 6.2.1. 

36 RTVG Art. 23-25, Konzession 2016 Art. 2 f. 

37 Statt vieler: Uhlmann, Felix, BS-Kommentar Rz 63 und 67 ad Art.27 BV. 

38 Felix Uhlmann, BS-Kommentar Rz 21 ff., insbes. 24 zu Art. 94 BV: Johannes Reich, Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit, St. Gal-

len/Zürich 2011 S. 494 ff..  

39 Martin Dumermuth, BS-Kommentar Rz 8 ( Satz 2) und Rz.41 zu Art. 93 BV. 

40 Art. 29 Abs. 2 RTVG. 
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41 BGE 138 I 378 E. 6. 2.1; dazu nun etwa auch Rhinow/Schefer/Uebersax, Schweizerisches Verfassungsrecht, 3. Aufl. Basel 2016 S. 

606 Rz 3182. 

42 RTVG Art. 29. 

43 Martin Dumermuth, BS-Kommentar Rz 8, Satz 2 zu Art. 93 BV; vgl. dazu auch die Ausführungen des Bundesrates in der Botschaft 

zur Totalrevision des RTVG von 2002 (Ziffer 1.3.5.3.3) unter dem Titel: «Grenzen für nicht konzessionierte Tätigkeiten»: 

44 Martin Dumermuth, FS Weber S. 688 f. 

45 Dazu Felix Uhlmann, BS-Kommentar, Rz 4 und 9 zu Art. 94 BV. Differenzierend zur Tragweite von Art. 94 BV Klaus A. Vallender, 

SG-Kommentar Rz 15 ff. zu Art. 94. 

46 In diesem Sinn schreibt Martin Dumermuth: Es obliege behördlicher Abwägung, wie viele Nachteile anderen Medienträgern zu-

gemutet werden können, um die verfassungsrechtlichen Ziele für R+F zu erreichen. Anderseits sei Art. 93 Abs.4 jedenfalls «keine 

Aufforderung zur Strukturerhaltung und zur Abschottung etablierter Mediengattungen gegenüber Konkurrenz»; Martin Dumermuth, 

BS-Kommentar, Rz 41 zu Art. 93 BV FN 36.  

47 Auch in der Lehre wird dieses Grundsatzproblem kontrovers behandelt. Rhinow/Schmid/Biaggini/Uhlmann, Öffentliches Wirt-

schaftsrecht § 18 Rz. 57 schreiben: «Die Wirtschaft ist prinzipiell staatsfrei»; Thomas Poledna, Gutachten Rz 162 bezeichnet diese Po-

sition als zu restriktiv, unter Bezugnahme auf die Praxis des Bundesgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts. Gemäss Felix Uhl-

mann BS-Kommentar Rz. 2 zu Art. 94 BV kann das Prinzip der Wirtschaftsfreiheit am ehesten als «Grundnorm der schweizerischen 

Wirtschaftsordnung bezeichnet werden, nicht im Sinne einer unverrückbaren Fundamentalnorm, sondern vielmehr als Massstab 

und Bezugspunkt weiterer Verfassungsbestimmungen.». Rhinow/Schefer/Uebersax, Schweizerisches Verfassungsrecht, 3. Aufl. Basel 

2016 halten fest: «Die BV enthält kein explizites Bekenntnis zu einem bestimmten Wirtschaftssystem. Eine Bestimmung, die (…) ein 

bestimmtes Modell oder System festschreiben würde, fehlt. Eine Charakterisierung der Wirtschaftsverfassung ergibt sich erst aus ei-

ner Gesamtschau und Gewichtung der verschiedenen wirtschaftsbezogenen und -relevanten Normen der Wirtschaftsverfassung. (…) 

Bei der Deutung der Grundelemente der schweizerischen Wirtschaftsverfassung ist die ganze Verfassung im Auge zu behalten und 

nicht nur auf einzelne wichtige Bestimmungen abzustellen.» Rz 3165 und Rz 3168.  

47 Franz Zeller/Martin Dumermuth, Rz 41 zu Art. 93 BV.  

48 Zum heutigen Stand der verfassungsrechtlichen Diskussion über die konstitutive Dimension der Grundrechte siehe statt vieler 

Waldmann BS-Kommentar, ad Art. 35 Rz 9 – 11 und Dumermuth, Subjektive und objektive Elemente der Radio- und Fernsehfreiheit, 

in FS Rolf H.Weber, Bern 2011 S. 667 ff.  

49 Als Beispiel diene der Informationsauftrag des Bundesrates gemäss Art. 180 Abs.2 BV. 

50 Martin Dumermuth, FS Weber, S. 686. 
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51 dazu statt vieler Franz Zeller/Martin Dumermuth, BS-Kommentar Rz 6 zu Art. 93. 
52 BGE 139 I 306; im Urteil wird auch auf den (geringeren) Einfluss der individuellen Meinungsfreiheit auf den redaktionellen Be-

reich Bezug genommen wird. (E 2 und 3). Nach Meinung des Gutachters war nicht nötig, die Tätigkeit der SRG als «staatliche Aufga-

be» zu charakterisieren, die Grundrechtsbindung hätte auch schlicht dem Abs. 1 des Art. 35 entnommen werden können.  

53 Belege bei Franz Zeller/Martin Dumermuth, BS-Kommentar Rz 38 zu Art. 93 BV mit weiteren Hinweisen.  

54 BGE 137 I 8; Franz Zeller/Regina Kiener BS-Kommentar, Rz 17 zu Art. 17 BV mit FN 71; vgl. ferner aaO Rz 21. 

55 Dass die SRG auch im nicht konzessionierten Bereich de facto einen gewissen Vorsprung gegenüber privaten Anbietern hat, hält 

der Bundesrat auch in der Botschaft zur Totalrevision des RTVG 2002 in Ziffer 1.3.5.3.3 fest: «Dabei ist zu bedenken, dass die SRG auf 

dem freien Markt im Verhältnis zu ihren Konkurrenten selbst dann Vorteile hat, wenn sie eine entsprechende Tätigkeit weder mit 

Gebührengeldern querfinanziert noch ihre starke Marktposition in wettbewerbsrechtlich relevanter Weise (Art. 7 des Kartellgeset-

zes) missbraucht. Angesichts der Tatsache, dass die SRG dank der Gebührenfinanzierung eine für schweizerische Verhältnisse über-

ragende Grösse erreicht, ein beachtliches Know-how erarbeitet und eine starke Marke aufgebaut hat, ist es für privatwirtschaftlich 

agierende Konkurrenten auch in Märkten ausserhalb der Veranstaltung von Programmen schwierig, sich gegenüber der SRG im 

Wettbewerb zu behaupten.»  

56 Siehe dazu die Ausführungen des Bundesrates in der Botschaft zur Totalrevision des RTVG von 2002 (Ziffer 1.3.5.3.3) unter dem 

Titel: «Grenzen für nicht konzessionierte Tätigkeiten»: 

«Heute ist es üblich und angesichts der Verschmelzung verschiedener Märkte in Richtung Multimedia nicht vermeidbar, dass Radio- 

und Fernsehveranstalter ihr Tätigkeitsfeld über die eigentliche Veranstaltung von Programmen hinaus erweitern. Zu denken ist et-

wa an gewisse, nicht programmartig gestaltete Auftritte im Internet und E-Commerce-Angebote sowie Bestrebungen, Leistungen für 

Dritte – beispielsweise im Bereich Film – auf dem freien Markt anzubieten. Dies führt zu neuen Konkurrenzsituationen (…). So trifft 

beispielsweise die SRG heute im Online-Bereich auf Verleger und andere Inhaltsanbieter als Konkurrenten und bietet in diesem neu-

en Markt eigene Leistungen an. Solche Bestrebungen können durchaus sinnvoll sein, um eine effiziente Auslastung der teuren Infra-

struktur und eine sinnvolle Zweitnutzung von aufwändig produzierten Inhalten zu gewährleisten. 

Die unternehmerische Freiheit der SRG darf allerdings nicht absolut gesetzt werden, sondern ist mit den legitimen Interessen der 

anderen, nicht mit Gebühren finanzierten Marktteilnehmer in ein Gleichgewicht zu bringen. Dies gebietet auch Artikel 93 Absatz 4 

der Bundesverfassung, wonach bei der Gestaltung der Rundfunkordnung auf die Stellung und Aufgabe anderer Medien Rücksicht zu 

nehmen ist.» 
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57 Felix Uhlmann, BS-Kommentar, Rz 4 und 9 zu Art. 94 BV. 

58 Felix Uhlmann, BS-Kommentar Rz 9 zu Art. 94 BV.  

59 Interessant ist ein Vergleich mit Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und Protokoll (Nr. 2) über die 

Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. Nach diesem  Grundsatz  dürfen die Maßnahmen der 

Union nicht über das zur Erreichung der Ziele erforderliche Maß hinausgehen. Mit anderen Worten: Die Tätigkeiten der EU müssen 

beschränkt sein auf das, was notwendig ist zur Erreichung der Ziele der EU; Inhalt und Form einer Aktion «must be in keeping with 

the aim pursued.»  

60 Astrid Epiney, BS-Kommentar Rz 69 zu Art. 5 BV. 

61 Statt vieler Johannes Reich, Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit, Zürich/St. Gallen, 2011, S. 494. 

62 Vgl. Astrid Epiney, BS-Kommentar, Rz 68 mit FN 93 ad Art. 5 BV. 

63 Benjamin Schindler, SG-Komm. zu Art. 5 BV Rz 50.  

64 Zu den verschiedenen Bedeutungsschichten der Grundrechte siehe statt vieler Waldmann, BS-Kommentar, 2015 Rz 4 ad Art. 35. 

65 Anderes gilt, wenn Individualrechte beeinträchtigt werden z.B. der aus Art. 27 BV fliessende Grundrechtsanspruch. Hier findet 

Art. 36 BV Anwendung.  
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http://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/proportionality.html


66 Botschaft des Bundesrates zur Totalrevision des Bundesgesetzes über Radio- und Fernsehen vom 18. Dez. 2002, Ziffer 1.3.1.2 (Si-

cherung eines eigenständigen Service public durch die SRG), S. 1593 f. 

67 Die Leistungen der SRG beziehen sich also nicht auf einen «Wettbewerb auf einem Markt für bestimmte Waren oder Leistungen» 

im Sinne der Kartellgesetzes (Art. 5). Zum Verhältnis Kartellrecht – SRG siehe Marino Baldi, Fernsehen SRF und Wettbewerb – zur 

Rolle des Kartellgesetzes, in AJP 2015, S. 780-783. 

68 Christoph Beat Graber/Thomas Steiner, SG-Kommentar zu Art. 93 Abs.4 RZ 26. 

69 Es sei hier etwa auch auf das Votum Janiak im Ständerat verwiesen (Amtliches Bulletin SR 2016, S. 776). Er beurteilt es aus öko-

nomischer Sicht als zweifelhaft, dass mehrere gesamtschweizerische Angebote überhaupt überlebensfähig wären. Damit würde die 
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Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrages in hohem Masse gefährdet. 

70 Anders verlief die Rundfunkentwicklung in den USA. Sie war von Beginn weg dem Markt überlassen. Damit bildet das US-

amerikanische Radio- und TV-System bis heute den marktwirtschaftlichen Gegenpol zu den meisten europäischen, stark regulierten 

Systemen, die sich vielfach am Vorbild der British Broadcasting Corporation (BBC) orientierten. Die BBC wurde 1922 gegründet. Für 

den staatlich regulierten Radiobetrieb wurde ein Monopol mit Service public-Auftrag und Werbeverbot vorgesehen. Service public - 

Bericht 2016 Ziffer 2.1. 

71 René Rhinow et al., § 27 Rz 2 und § 15 Rz 44 und 46, § 4 Rz 85. 

72 Der Bundesrat ermöglichte mit der Verordnung über lokale Rundfunk-Versuche vom 7. Juni 1982 erstmals private Lokalradios in 

der Schweiz. Die Privatradios konnten sich in den Folgejahren als Ergänzung der SRG im Nahbereich etablieren. 

73 ausgenommen vielleicht der Garantie einer hochqualifizierten Information, der Bereitstellung von Grundlagen demokratischer 

Meinungsbildung oder einer zielgerichteten Förderung des nationalen Zusammenhalts. 

74 insbesondere Art. 16, 17, 27, 93 und 94 BV, ferner Art. 10 EMRK. 
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75 Dazu insbesondere Martin Dumermuth, Die Zuständigkeit des Bundes im Bereich der elektronischen Medien nach Art. 93 BV, in 

ZBl 117/2016 S. 335. 

76 Besonders kritisch zur Aufnahme von Art. 5a in die BV äusserte sich René Rhinow: Das Subsidiaritätsprinzip des Art. 5a «täuscht 

etwas vor, was in der Verfassungspraxis nicht einzulösen ist. Insofern widerspricht es den Geboten der Verfassungsklarheit und Ver-

fassungswahrheit.» René Rhinow, Ausgewählte Schriften, Basel 2016, S. 568 (prov. Paginierung). 

77 Art. 25 Abs. 5 und Abs.6, ferner Art. 35 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 2 RTVG. 
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Baldi Marino, Fernsehen SRF und Wettbewerb, AJP 2015 S. 718-721 

Epiney Astrid, Subsidiarität als verfassungsrechtlicher Grundsatz, in: Rapports suisses présentés au Congrès XIVe international de 

droit comparé, Zürich 1994 20 ff. 

Dumermuth Martin, Rundfunkrecht, in Rolf H. Weber (Hrsg.), Schweiz. Bundesverwaltungsrecht, Basel 1996 

Dumermuth Martin, Die Revision des Radio- und Fernsehgesetzes und das duale System, ZSR 2006 I S. 229 ff 

Dumermuth Martin, Subjektive und objektive Elemente der Radio- und Fernsehfreiheit, in Rolf Sethe et. al. FS für Rolf H. Weber, Bern 

2011, S. 667 ff. 

Grabenwarter Christoph/Pabel Katharina, Europäische Menschenrechtskonvention, 6. Aufl. München 2016, S. 387  

Müller Georg/ Vogel Stefan, Rechtsgutachten zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der Randnutzung von Software im Verwal-

tungsvermögen, insbesondere der Veröffentlichung und Verbreitung von Open-Source-Software durch Träger von Bundesaufgaben, 

RG OSS Fassung vom 26.3.14, einsehbar unter http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/37015.pdf 

Müller Jörg Paul/Martin Looser,  Zum Verhältnis von Meinungs- und Wirtschaftsfreiheit, medialex 2000, S. 13 ff.  

Basler-Kommentar zur Bundesverfassung hrsg. von Waldmann/Belser/Epiney, Basel 2015 

St.Galler Kommentar zur Bundesverfassung hrsg. von Ehrenzeller/Schindler/Schweizer/Vallender, 3. Aufl. Zürich/St.Gallen 2014 

Müller Jörg Paul/Markus Schefer/ Franz Zeller, Grundrechte in der Schweiz, 4. Aufl. 2008 S. 482 - 541 

Poledna Thomas, Gutachten zu Handen des Kantons Bern zu den rechtlichen Voraussetzungen der Nutzung von Open Source Soft-

ware in der öffentlichen Verwaltung insbesondere des Kantons Bern erstattet von Prof. Dr. iur. Thomas Poledna,   Prof. Dr. Simon 

Schlauri,  MLaw Samuel Schweizer, vom 18. August 2016, einsehbar unter 

http://www.be.ch/portal/de/index/mediencenter/medienmitteilungen.assetref/dam/documents/FIN/KAIO/de/2_Informatik_Hilfs

mittel_Divers/Gutachten%20zu%20OSS%20im%20Kanton%20Bern.pdf  

Rhinow René/Gerhard Schmid/Giovanni Biaggini/Felix Uhlmann, Öffentliches Wirtschaftsrecht, 2. Auflage, Basel 2011 

Richli Paul, Grundriss des schweizerischen Wirtschaftsverfassungsrechts, Bern 2007, Rz. 676;  

Richli Paul, Zweck und Aufgaben der Eidgenossenschaft im Lichte des Subsidiaritätsprinzips, in: ZSR 1998/II, S. 139 – 316.f., 295 ff.; 
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Medien im Spannungsfeld zwischen Justizöffent-

lichkeit und Persönlichkeitsschutz 

* Dieser Aufsatz basiert auf einem Vortrag des Autors vom 11. November 2016 vor dem Zürcher Juristenverein 

1 Siehe 

www.justiz.gv.at/web2013/home/justiz/aktuelles/2011/justiz_und_die_medien__die_justiz_muss_sich_den_herausforderungen_stell

en__gastkommentar~2c94848525f84a6301328cb0337858d2.de.html. 

1  

http://www.justiz.gv.at/web2013/home/justiz/aktuelles/2011/justiz_und_die_medien__die_justiz_muss_sich_den_herausforderungen_stellen__gastkommentar~2c94848525f84a6301328cb0337858d2.de.html
http://www.justiz.gv.at/web2013/home/justiz/aktuelles/2011/justiz_und_die_medien__die_justiz_muss_sich_den_herausforderungen_stellen__gastkommentar~2c94848525f84a6301328cb0337858d2.de.html


 

 

2 Nobel/Weber, Medienrecht, 3. A., Bern 2007, 1. Kap., Rz 19. Das Bundesgericht spricht von einer Brückenfunktion (BGE 129 III 

532). 

2  

3  

4  

5  
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3 Siehe auch Art. 14 Abs. 1 UNO-Pakt II. 

4 Nobel/Weber, a.a.O., 2. Kap., Rz 31. 

5 Siehe dazu Steinmann, St. Galler Komm. zu Art. 30 BV, 3. A., St. Gallen 2014, Rz 43, 48. 

6 Siehe zu diesem Befund namentlich Steinmann, a.a.O., 48. 

7 Siehe dazu Steinmann, a.a.O., Rz 49 m.H. 

8 Möglich sind aber Einsichtnahmen und Auskünfte nach Art. 6 BGÖ. 

9 Vgl. BGE 1A_310/2000, Erw. 3b. 

10 Vgl. Art. 69 Abs. 3 lit. d StPO. 

11 Vgl. Art. 14 Abs. 1 JStPO. 

12 Art. 69 Abs. 2 lit. b StPO. 

13 Vgl. BGE 4A_612/2009, Erw. 4.1. 
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14 Art. 54 Abs. 1 ZPO. 

15 Art. 69 Abs. 1 StPO. 

16 Vgl. BGE 128 I 288, 291 ff. und seither ständige Rechtsprechung. 

17 So etwa Steinmann, a.a.O., Rz 50 m.H. 

18 Als Urteile gelten nicht nur instanzabschliessende Endentscheide inkl. Prozess- und Teilentscheide, sondern auch Strafbefehle, 

Einstellungs- bzw. Nichtanhandnahmeverfügungen und Einstellungen nach Art. 53 StGB, jedoch nicht gerichtliche Verfügungen etwa 

zu vorsorglichen Massnahmen (vgl. Steinmann, a.a.O., Rz 64 m.H.). 

19 Siehe für das Strafverfahren (polizeiliche Ermittlungen und Untersuchungen der Staatsanwaltschaft) Art. 69 Abs. 3 lit. a StPO. Für 

das Zivilverfahren siehe Art. 203 Abs. 3 Satz 1 ZPO betr. der grundsätzlichen Nichtöffentlichkeit des Schlichtungsverfahrens, wobei, 

falls das Schlichtungsverfahren im Fall von Art. 212 Abs. 1 ZPO vor der gleichen Behörde in das Entscheidungsverfahren überführt 

wird, es ebenfalls öffentlich ist (Sutter-Somm/Seiler, Zürcher Komm. zu Art. 54 ZPO, 2. A., Zürich 2013, Rz 10 a.E.); ferner gelten auch 

Instruktionsverhandlungen grundsätzlich als nichtöffentlich, soweit sie lediglich zur Führung von Vergleichsverhandlungen angesetzt 

werden (Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 11 m.H.). 

20 Art. 69 Abs. 1 StPO. 

21 Vgl. Art. 59 BGG, Art. 41 Abs. 3 VGG, Art. 97 Abs. 1 RTVG oder Art. 54 Abs. 2 ZPO. Gemäss § 134 Abs. 1 GOG-ZH (LS 211.1) sind Ur-

teilsberatungen vor Zürcher Zivilgerichten nicht öffentlich. Im Verfahren vor Handelsgericht gehören jedoch Voten von Fachrichtern 

nicht zur Urteilsberatung (Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 19 m.H.). 

22 Siehe dazu die Hinweise bei Steinmann, a.a.O., Rz 52. 

23 Steinmann, a.a.O., Rz 53. 

24 Art. 54 Abs. 1 ZPO (dazu Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 10 m.H. auf die h.L. und abweichende Meinungen); Art. 69 Abs. 1 StPO; 

ausgenommen bleiben das Beschwerdeverfahren sowie der Fall, wo das Berufungsverfahren schriftlich durchgeführt wird (Art. 69 

Abs. 3 lit. c StPO). 

25 Vgl. BGE 95 I 356, 364 ff. 

26 Siehe z.B. Steinmann, a.a.O., Rz 54; siehe auch Nobel/Weber, a.a.O., Rz 33, die darauf hinweisen, dass Art. 6 Abs. 1 EMRK nur die 

Presse, aber nicht den Rundfunk, erwähnt. Da die Vertreter von Radio und Fernsehen der Verhandlung ohne Aufnahmegeräte nicht 

beiwohnen und anschliessend Bericht erstatten können, sei es gerechtfertigt, sie strengeren Zugangsvorschriften zu unterstellen. 
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a) Beachtung von Art. 36 BV und Art. 6 Abs. 1 EMRK 

27 So etwa Steinmann, a.a.O., Rz 56. 

28 Vgl. BGE 6B_350/2012, Erw. 1.5. 

29 Vgl. Steinmann, a.a.O., Rz 57 m.H. 

30 Siehe dazu auch Saxer/Thurnheer, Basler Komm. zu Art. 70 StPO, 2. A., Basel 2014, Rz 13. 

31 Problematisch deshalb die jüngsten, beim Bundesgericht angefochtenen Entscheide des Zürcher Obergerichts vom 25. Oktober 

2016 (SB 150337 und 150439); siehe dazu «NZZ» vom 29. Oktober 2016 mit dem Titel «Versuchter Mord – geheime Verhandlung». 

32 Gemäss BGE 6B_350/2012, Erw. 1.7, verletzt ein Gericht Art. 30 Abs. 3 Satz BV und Art. 6 Abs. 1 EMRK, wenn es die Öffentlichkeit 

ohne Interessenabwägung von der Hauptverhandlung ausschliesst und die bestehenden Möglichkeiten, etwa lediglich der akkredi-

tierten Presse Zutritt zur Verhandlung oder zu einzelnen Verfahrensabschnitten zu gewähren, nicht prüft bzw. begründet. 

33 Saxer/Thurnheer, a.a.O., Rz 14, schlagen für den Strafprozess eine Zweiteilung der Hauptverhandlung in ein öffentliches Tatinter-

lokut und ein nichtöffentliches Schuldinterlokut vor. 
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b) Beachtung des Rahmens von Art. 10 Abs. 2 EMRK 

 

a) Für den Strafprozess 

34 Siehe dazu Steinmann, a.a.O., Rz 57 m.H. auf BGE 1B_55/2009, Erw. 2. 

35 Art. 70 StPO ersetzt in diesem Sinne die früheren Opferschutzbestimmungen gemäss dem 6. Kapitel des OHG, das in den Art. 34 – 

44 den besonderen Schutz und die Rechte von Opfern in Strafverfahren schützte. Praktisch bedeutsam ist der Ausschluss zum Schut-

ze der Interessen der Opfer regelmässig in Strafverfahren, in denen Delikte gegen die sexuelle Integrität behandelt werden 

(Saxer/Thurnheer, a.a.O., Rz 10). 

36 Unzulässig wäre es, unter diesem Titel einen bestimmen Personenkreis (z.B. die Medien) zum vornherein auszuschliessen. Umge-

kehrt gilt es als zulässig, die (akkreditierten) Gerichtsberichterstatter bei einer allfälligen Vergabe von Sitzplätzen zu privilegieren, 

da sie durch ihre Berichte die insgesamt bedeutendere mittelbare Öffentlichkeit herstellen (Brüschweiler, ZH-Komm. zu Art. 70 StPO, 

Rz 6 m.H.). 

37 Vgl. BGE 137 I 215 m.H. 

38 Saxer/Thurnheer, a.a.O., Rz 20, weisen zurecht darauf hin, dass die Auflagen inhaltlich präzise sein müssen. 

39 Vgl. BGE 117 Ia 387 ff. 

40 Vgl. BGE 137 I 209 ff. 
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41 So Saxer/Thurnheer, a.a.O., Rz 22 m.H.; siehe dazu auch BGE 137 I 213 und 129 III 532 f., wonach die Gerichtsberichterstattung 

zum Schutz der persönlichen Verhältnisse sowie namentlich der Privat- und Geheim- bzw. Intimsphäre des Beschuldigten oder an-

derer Prozessbeteiligter normalerweise in anonymisierter Form zu erfolgen hat. 

42 Dazu Meili, Basler Komm. zu Art. 28 ZGB, 5. A., Basel 2014, Rz 5 und 16 f. 

43 So z.B. Schwaibold, Kein Maulkorb ohne Paragrafen, in: forumpoenale 02/2016, 115. 

44 Ebenso Saxer/Thurnheer, a.a.O. 

45 Siehe dazu auch unten Ziff. 4 lit. a. 

46 Saxer/Thurnheer, a.a.O. Rz 22 m.H. auf Michlig, Öffentlichkeitskommunikation der Strafbehörden unter dem Aspekt der Amtsge-

heimnisverletzung, Diss. Zürich 2013, 46 f. 

47 SR 173.110.133. 

48 Zur Akkreditierung ausführlich Meili, Die Akkreditierung im öffentlichen Recht des Bundes und der Kantone, Diss. ZH, 1990. 

49 SR 173.711.33. 

50 SR 173.320.4. 

51 LS 211.15 (kurz «Akteneinsichtsverordnung»). 
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b) Für den Zivilprozess 

52 Siehe zu dieser Bestimmung auch unten Ziff. 4 lit. a. 

53 Verweis, Ordnungsbusse bis CHF 1'000 oder Ausschluss von der Verhandlung, notfalls unter Polizeibeizug. 

54 Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 17 m.H. auf BGE 133 I 106 ff.; 119 Ia 99 ff. sowie 5A_552/2008, Erw. 6. 

55 Siehe oben FN 41; ferner Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 18. Zum Gehalt der Privat- und Geheim- bzw. Intimsphäre siehe Meili, 

Basler Komm. a.a.O., Rz 23 ff. 

56 Verletzung von Fabrikations- und Geschäftsgeheimnissen. 

57 Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 19. 

58 Anders im Verfahren vor Bundesgericht, wo solche Anordnung in Form von Vor- und Zwischenentscheiden ergehen, die mittels 

Beschwerde in Zivilsachen (Art. 72 ff. BGG) ans Bundesgericht weitergezogen werden können, wenn sie einen nicht wiedergutma-

chenden Nachteil bewirken können (Sutter-Somm/Seiler, a.a.O., Rz 16 m.H.). 

59 Freiburghaus/Afheldt, Zürcher Komm. zu Art. 321 ZPO, 2. A., Zürich 2013, Rz 8. 
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a) BGE 141 I 211 ff.60 

b) BGE 1C_123/201664 

60 Siehe auch die Kommentierung dieses Urteil in medialex 2016, S. 93 ff. 

61 Vgl. Art. 393 Abs. 1 lit. b StPO. 

62 Das Obergericht befand, dass es sich beim Beschuldigten um eine relative Person der Zeitgeschichte gehandelt hat, die sich im Ver-

gleich zu anderen Leuten eher Eingriffe in ihre Persönlichkeitsrechte gefallen lassen müssen (Beschluss vom 31. März 2015 

[UH140149], Erw. 4.1). Siehe dazu Meili, Basler Komm. a.a.O., Rz 52. 

63 Vgl. Art. 78 ff. BGG. 

64 Siehe auch die Kommentierung dieses Urteil in medialex 2016, S. 97 ff. 
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65 Vgl. dazu den Bericht in der «NZZ» vom 8. Juli 2016 mit dem Titel «Ordnungsruf an die Gerichte». 

66 Siehe oben FN 31. 

67 Dazu BGE 6P_135/2004, Erw. 3. 
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Öffentlichkeitsgesetz: Die neuere Rechtsprechung 

im Lichte des gesetzgeberischen Konzepts und 

seinen Stolpersteinen 

 

*Die Autoren vertreten in diesem Beitrag ihre persönliche Meinung. 

1 Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung (Öffentlichkeitsgesetz, BGÖ; SR 152.3). 

2 BGE 133 II 209 E. 2.1; Urteil des BVGer A-3122/2014 vom 24. November 2014 E. 3.1; Cottier/Schweizer/Widmer, in: Brun-

ner/Mader [Hrsg.], Stämpflis Handkommentar zum BGÖ, Einleitung Rz 8. 

3 Botschaft zum Bundesgesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung (Öffentlichkeitsgesetz, BGÖ), BBl 2003 2001 f.; Mahon/Gonin, 

Handkommentar BGÖ, Art. 6 Rz 11 ff. 

4 Ammann/Lang, in: Passadelis/Rosenthal/Thür [Hrsg.], Datenschutzrecht, 2015, § 25 Rz 25.60.  

1 

2 



a) BVGer A-4571/2015 vom 10. August 2016: Aufsichtsrelevante Meldungen 

b) BVGer A-683/2016 vom 20. Oktober 2016: Verträge betreffend Ausschaffungsflüge 

5 BBl 2003 2005. 

6 Insgesamt gibt es auf Bundesebene zurzeit 52 Urteile des BVGer und 11 Urteile des BGer betreffend den Zugang zu amtlichen Do-

kumenten nach dem Öffentlichkeitsgesetz. 

7 Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 24. 

8 Das BVGer hat sich bereits mehrmals für eine enge Auslegung von Art. 7 Abs. 1 Bst. b BGÖ ausgesprochen. Siehe insb. A-3443/2010 

vom 18. Oktober 2010 E. 5.2: „Deshalb ist es wichtig, dass die Ausnahmebestimmung nur eingesetzt wird, wenn die Offenlegung der 

durchzuführenden Massnahmen deren Erfolg ernsthaft gefährdet. Mit anderen Worten, die Geheimhaltung dieser Vorkehrungen muss 

der Schlüssel zu ihrem Erfolg darstellen.“ 
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a) BGer 1C_296/2015 vom 18. Mai 2016: Statistik Amtshilfegesuche 

b) BVGer A-746/2016 vom 25. August 2016: Statistik internationale Sanktionen 

 a) BVGer A-3829/2015 vom 26. Nov. 2015: Verkaufsmenge von Wirkstoffen in Pflanzenschutzmitteln 

9 Diese Zurückhaltung bezieht sich gemäss BGer auf die gerichtliche Überprüfung von Entscheiden politischen und insb. aussenpoli-

tischen Gehalts der zuständigen Behörde (1C_296/2015 vom 18. Mai 2016 E. 4.3). 

10 BVGer A-1784/2014 vom 30. April 2015. 

8 

9 
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b) BGer 1C_50/2015 vom 2. Dezember 2015: Öffentliche Beschaffungen 

a) BVGer A-4186/2015 vom 28. Januar 2016: Dokumente eines Aufsichtsbeschwerdeverfahrens 

11 EDÖB Empfehlung vom 21. April 2015: BLW / Verkaufsmengen Wirkstoffe Pflanzenschutzmittel. 

12 Entgegen der Botschaft zum Öffentlichkeitsgesetz (BBl 2003 1989) vertritt der EDÖB in ständiger Empfehlungspraxis und in 

Übereinstimmung mit der Lehre die Auffassung, dass nach rechtskräftigem Abschluss der Verfahren nach Art. 3 Abs. 1 BGÖ, die Ver-

mutung des freien Zugangs zu amtlichen Dokumenten, die vor der Eröffnung der Verfahren erstellt wurden, wieder auflebt. Vgl. statt 

vieler EDÖB Empfehlung vom 14. Dezember 2015: BAZL / Dokumente eines Verwaltungsstrafverfahrens, Ziff. 21. 

13 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu 

Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Konvention; SR 0.814.07), in Kraft getreten für die Schweiz am 1. Juni 2014. 
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b) BVGer A-7874/2015 vom 15. Juni 2016: Abluftdaten eines Kernkraftwerks 

a) Personendaten von Dritten 

aa) BGer 1C_74/2015 vom 2. Dezember 2015: Expertengutachten im Forschungsbereich 

bb) BGer 1C_50/2015 vom 2. Dezember 2015: Öffentliche Beschaffungen 

14 Weshalb das BVGer im Rahmen dieses Entscheids trotz der offensichtlichen Eigenschaft der verlangten Messdaten als Umweltin-

formationen die Aarhus-Konvention nicht mitberücksichtigt hat, muss an dieser Stelle offen bleiben. In Anwendung des Konventi-

onstextes wäre jedoch durchaus ein anderes Ergebnis denkbar gewesen.  
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cc) BGer 1C_137/2016 vom 27. Juni 2016: Expertengutachten im Medikamentenzulassungsverfahren 

b) Personendaten von Bundesangestellten 

aa) BGer 1C_14/2016 vom 23. Juni 2016: Outlook-Agenda 

15 Ob diese beiden Kriterien zum ausnahmsweisen Verzicht auf die Anhörung nach Art. 11 BGÖ kumulativ oder alternativ anzuwen-

den sind, ergibt sich aus den bundesgerichtlichen Erwägungen nicht eindeutig.  

16 Urteil des BVGer A-3220/2015 vom 22. Februar 2016. 
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bb) BVGer A-8073/2015 vom 13. Juli 2016: Schlussbericht einer Administrativuntersuchung 

23 
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17 BGE 133 II 209 E. 2.1.  

18 BBl 2003 2002; BVGE 2011/52 E. 6; BGer 1C_14/2016 vom 23. Juni 2016 E. 3.4; Mahon/Gonin, Handkommentar BGÖ, Art. 6 Rz 11 

ff.  

19 BVGE 2011/52 E.6; Urteile des BVGer A-8073/2015 vom 13. Juli 2016 E. 3; A-6738/2014 vom 23. September 2015 E. 3; A-

6377/2013 vom 12. Januar 2015 E. 3.2 sowie A-5489/2015 vom 8. Oktober 2013 E. 6.1; Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommen-

tar BGÖ, Art. 7 Rz 4; Stephan C. Brunner, Interessenabwägung im Vordergrund, in: digma 4/2004 S. 163. Die Frage der objektiven 

Beweislast, also wer die Folgen der Beweislosigkeit zu tragen hat, ist jedoch zu unterscheiden von der Frage nach der Rechtsfolge bei 

Verletzung der Begründungspflicht durch die Behörde. Das bedeutet, dass eine mangelhafte Begründung einer Zugangsbeschrän-

kung oder –verweigerung gegenüber der gesuchstellenden Person nicht gleichsam automatisch zum Zugang zu den verlangten Do-

kumenten führt (vgl. dazu BVGer A-6377/2013 vom 12. Januar 2015 E.4.4). 

20 Vgl. statt vieler EDÖB Empfehlung vom 4. März 2016: ENSI / Dokumente zum Störfall „doppelendiger Bruch einer Umwälzleitung“ 

des Kernkraftwerks Leibstadt (KKL), Ziffer 37; EDÖB Empfehlung vom 5. Februar 2014: NDB / Statistische Angaben aus Rechen-

schaftsberichten und aktuelle Zahlen zur ISIS-Datenbank, Ziffer 26. In Abweichung davon weist der EDÖB teilweise aber auch Gesu-

che zur Neubeurteilung zurück an die Behörde. Dies etwa dann, wenn die Behörde eine Zugangsbeschränkung oder –verweigerung 

gar nicht oder offensichtlich ungenügend begründet oder wenn umfangreiche Dokumente mit komplexen Inhalten integral einem 

Zugang entzogen werden, zu deren Beurteilung zumindest eine Ersteinschätzung der mit den entsprechend erforderlichen Sach-

kenntnissen ausgestatteten Behörde notwendig erscheint [vgl. etwa EDÖB Empfehlung vom 22. Dezember 2015: ENSI / Dokumente 

zum Langzeitbetrieb des Kernkraftwerks Beznau (KKB), Ziffer 34 ff.]. 

21 Statt vieler Urteil des BVGer A-5489/2012 vom 8. Oktober 2013 E. 6.1. 

22 Urteile des BGer 1C_122/2015 vom 18. Mai 2016 E. 2.5 sowie 1C_296/2015 vom 18. Mai 2016 E. 3.6. 

23 Urteile des BVGer A-683/2015 vom 20. Oktober 2016 E. 3.2; A-746/2016 vom 25. August 2016 E. 5.5.1; A-4571/2015 vom 10. 

August 2016 E. 3.2.3. In letzterem weist das BVGer ausdrücklich auf diese (neue) Praxis des BGer hin und betont, dass seine eigene 

bisherige Rechtsprechung in Übereinstimmung mit der herrschenden Lehre stand. 

24 Nach der hier vertretenen Auffassung ist der Ausnahmetatbestand in Art. 7 Abs. 1 Bst. h BGÖ, wonach der Zugang eingeschränkt, 

aufgeschoben oder verweigert wird, wenn durch seine Gewährung Informationen vermittelt werden können, die der Behörde von 

Dritten freiwillig mitgeteilt worden sind und deren Geheimhaltung die Behörde zugesichert hat, vielmehr als „besonderer Fall“ i.S.v. 

Art. 8 BGÖ zu qualifizieren, da dessen Anwendung lediglich von objektiven Kriterien abzuhängen scheint und den Zugang grundsätz-

lich entweder vollständig oder gar nicht ausschliesst. 

25 Urteile des BVGer A-2165/2009 vom 19. Oktober 2009 E. 4.1.2 sowie A-3631/2009 vom 15. September 2009 E. 2.2 mit weiteren 

Hinweisen; BBl 2003 2006; Häner/Steimen, in: Maurer-Lambrou/Blechta [Hrsg.], Datenschutzgesetz/Öffentlichkeitsgesetz, 3. Aufl., 

Basel 2014 [nachfolgend: Basler Kommentar BGÖ], Art. 7 Rz 2 ff. Mit Blick auf die Ausführungen in der Botschaft (BBl 2003 2006) 

dürfte nach der hier vertretenen Auffassung kaum Raum für verschiedene Auffassungen bestehen. Das gesetzgeberische Konzept 

geht davon aus, dass im Rahmen der Ausnahmebestimmungen nach Art. 7 Abs. 1 BGÖ keine Interessenabwägung sondern eine Scha-

25 

26 



densrisikoprüfung vorzunehmen ist (Anders indes: Mader, Das Öffentlichkeitsgesetz des Bundes – Einführung in die Grundlagen, in: 

Ehrenzeller [Hrsg.], Das Öffentlichkeitsgesetz des Bundes, St. Gallen 2006, S. 16. 

26 Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 5; Häner/Steimen, Basler Kommentar BGÖ, Art. 7 Rz 2 ff. 

27 Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 4. 

28 Brunner, Interessenabwägung im Vordergrund, S. 163.   

29 Vgl. Fn. 5. 

30 BBl 2003 2005; Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 8. 

31 BGE 133 II 209 E. 2.3.3; Urteil des BVGer 5489/2012 vom 8. Oktober 2013 E. 7.2.2.  

32 Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 8. 

33 Urteil des BVGer A-3122/2014 vom 24. November 2014. 

34 BBl 2003 2013; Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 72. 
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35 Cottier/Schweizer/Widmer, Handkommentar BGÖ, Art. 7 Rz 66. 

36 EDÖB Empfehlung vom 18. Juni 2015: BAV / Einträge der Neuen Ereignisdatenbank E. 28 f. (mit Hinweisen auf die Rechtspre-

chung des Bundesverwaltungsgerichts). 

37 Urteil des BGer 1C_74/2015 vom 2. Dezember 2015 E. 4.2.2. 

38 Urteil des BGer 1C_74/2015 vom 2. Dezember 2015 E. 4.1, 4.1.1, 4.1.2, 4.1.4 und 4.2.5. 

39 A-4571/2015 vom 10. August 2016 E. 7.2.2.3. 

40 Häner, Basler Kommentar BGÖ, Art. 7 Rz 55; Ammann/Lang, HAP Datenschutzrecht, Rz. 25.75. 
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1

Bessere Telekom-Grundversorgung und schnellerer 
Internetzugang 

Festnetztelefonie, Internetzugang oder eine Kombination der beiden: Die Schweizer Haushalte haben bald die Wahl zwischen 
diesen drei Grundversorgungsangeboten. Der Bundesrat hat am 2. Dezember 2016 die Revision der Verordnung über Fern-
meldedienste (FDV) verabschiedet, die den Inhalt der Grundversorgung im Fernmeldebereich ab 2018 definiert. Ab dann 
werden die klassischen Analog- und Digitalanschlüsse durch einen multifunktionalen Anschluss ersetzt. Ausserdem werden 
die minimale Datenübertragungsrate für den Internetzugang auf 3000/300kbits/s erhöht und die Dienste für Menschen mit 
Behinderungen ausgebaut. Es wird nun die Aufgabe der Eidgenössischen Kommunikationskommission (ComCom) sein, die 
Grundversorgungskonzession, die Ende 2017 ausläuft, neu zu vergeben. (BAKOM)

https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/das-bakom/medieninformationen/medienmitteilungen.msg-id-64764.html

Modernisierung des Urheberrechts grundsätzlich 
begrüsst 

Der Bundesrat hat am 2. Dezember 2016 vom Ergebnis der Vernehmlassung über die Teilrevision des Urheberrechtsgesetzes 
(URG) Kenntnis genommen. Der Ergebnisbericht zeigt, dass eine Modernisierung des Urheberrechtes grundsätzlich begrüsst 
wird. Die Vorstellungen über den einzuschlagenden Weg gehen indessen stark auseinander. Das Eidgenössische Justiz- und 
Polizeidepartement (EJPD) führt derzeit Abklärungen durch und wird dem Bundesrat bis im Sommer 2017 einen Vorschlag für 
das weitere Vorgehen unterbreiten.

http://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2016/2016-12-022.html
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https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/das-bakom/medieninformationen/medienmitteilungen.msg-id-64764.html
http://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2016/2016-12-022.html


Accès aux documents administratifs : La Cour EDH 

pose des critères précis 

La genèse de l’affaire 

 



ű

ő



et autres c. Chili Convention américaine relative aux droits de 

l’homme

(paragraphe 61 ci-dessus)



n 2002. Alors que l’article 9 de la Charte africaine des 

droits de l’homme et des peuples ne mentionne pas le droit de rechercher des informations, la Déclaration de principes énonce ex-

pressément que

v.  L’approche de la Cour concernant l’applicabilité de l’article 10 



vi.  Critères entraînant l’application du droit d’accès à des informations détenues par l’État 

α)  Le but de la demande d’information 

n raison 

des « devoirs et responsabilités » inhérents à l’exercice de la liberté d’expression, la garantie que l’article 10 offre aux journalistes en 

ce qui concerne les comptes rendus sur des questions d’intérêt général est subordonnée à la condition que les intéressés agissent de 

bonne foi de manière à fournir des informations exactes et dignes de crédit dans le respect de la déontologie journalistique » 

ş

β)  La nature des informations recherchées 

informations relatives à un recours 

constitutionnel » et portant « sur un sujet d’importance générale » (Társaság, précité, §§ 37-38), des « sources documentaires origi-

nales à des fins de recherche historique légitime » 

, notamment 

parce qu’elles concernent le bien-être des citoyens ou la vie de la collectivité

. L’intérêt public



γ)  Le rôle de la requérante 

ş

 for Human Rights

« Il incombe à la presse de communiquer, dans le respect de ses devoirs et de ses responsabilités, des in-

formations et des idées sur toutes les questions d’intérêt public. À sa fonction qui consiste à en diffuser 

s’ajoute le droit, pour le public, d’en recevoir. S’il en allait autrement, la presse ne pourrait jouer son rôle 

indispensable de « chien de garde » (Bladet Tromsø et Stensaas c. Norvège [GC], no 21980/93, §§ 59 et 62, 

CEDH 1999–III). » 

 for Human Rights

ş ğ

δ)  Informations déjà disponibles 



vii.  Application de ces critères au cas d’espèce 



viii.  Conclusion 

 

b)  Sur la justification de l’ingérence 

1 

2 



3 

4 

5 

6 

7 

8 



9 

10 



Üble Nachrede: Entlastung nur bei überprüfbarer 

Information aus anonymer Quelle 
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https://dominiquestrebel.wordpress.com/2016/10/05/fall-gutsarasin-tipps-fuer-prozessfeste-recherchen-bei-anonymen-quellen/
https://dominiquestrebel.wordpress.com/2016/10/05/fall-gutsarasin-tipps-fuer-prozessfeste-recherchen-bei-anonymen-quellen/
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1. Verfassungs- und Verwaltungsrecht – Droits constitutionnel et administratif

1.1 Meinungsäusserungs- und Informationsfreiheit, Medienfreiheit – Libertés 
d’expression et de l’information, liberté des médias

• Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Oktober 2016 (A-136/2016)

Verweigerte Bewilligung, Flugblätter auf der Polyterrasse verteilen zu dürfen, verstiess gegen 
die Meinungs- und Versammlungsfreiheit

Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit Bewilligungspflicht bei gesteigertem Gemeingebrauch, Einschränkung von Grund-
rechten, Verhältnismässigkeitsprinzip
Art. 16, 17, 22, 36 BV

Zum Entscheid

1.2 Recht des Informationszugangs der Öffentlichkeit – Accès général à l’information

• Arrêt du tribunal fédérale administratif du 11 octobre 2016 (A-5662/2014)

Anwendbarkeit des Öffentlichkeitsgesetzes auf Swissgrid zurecht verneint

principe de la transparence
Art. 2, 5 LTrans

Zum Entscheid

• Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Oktober (A-683/2016)

Offenlegung der Namen von mit Rückführungsflügen betrauten Fluggesellschaften würde die 
Durchführung von Rückführungsflügen ganz oder teilweise vereiteln, Berufung des Staats-
sekretariats für Migration auf Art. 7 Abs.1 lit. b BGÖ war zulässig.

Transparenzgebot, Begründungspflicht der Behörde, Verhältnismässigkeit
Art. 7 Abs. 1 lit. b BGÖ

Zum Entscheid

1.3 Radio- und Fernsehrecht – Droit de la radiodiffusion

• Urteil des Bundesgerichts vom 20. Oktober 2016 (2C_383/2015)

Aufsichtsrechtliches Einschreiten der UBI erfordert, dass ein Bericht bei einer Gesamtwürdi-
gung den programmrechtlichen Mindestanforderungen nicht genügt. Beschwerde gegen Rund-
schau-Beitrag «Seeufer für alle» abgewiesen.

Sachgerechtigkeitsgebot, programmrechtliche Mindestanforderungen, Wahrhaftigkeit, Vielfaltsgebot
Art. 4 RTVG

Zum Entscheid

• Entscheid der Unabhängigen Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen vom 17. Juni 2016 (b.733)

Die Berichterstattung von «SRF-Börse» und des Fernsehens SRF verletzten im beanstandeten 
Zeitraum weder das Sachgerechtigkeits- noch das Vielfaltsgebot

Einseitigkeit, Sachgerechtigkeitsgebot, Vielfaltsgebot
Art. 4 RTVG

Zum Entscheid

http://www.bvger.ch/publiws/pub/cache.jsf?displayName=A-136/2016&decisionDate=2016-10-20
http://www.bvger.ch/publiws/pub/cache.jsf?displayName=A-5662/2014&decisionDate=2016-10-11
http://www.bvger.ch/publiws/pub/cache.jsf?displayName=A-683/2016&decisionDate=2016-10-20
http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=20.10.2016_2C_383/2016
file:///Volumes/Verlag/Verlag/Online/ZS-Produktion/medialex/Newsletter/menews_2016/menews1116/InDesign/../verarbeitet/??
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• Entscheid der Unabhängigen Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen vom 17. Juni 2016 (b.736)

Eine einzelne Missachtung der journalistischen Sorgfaltspflicht (unterlassene Intervention 
gegen eine pauschale Verunglimpfung) in der Sendung «Persönlich» begründet nicht schon eine 
Verletzung des Sachgerechtigkeitsverbots

Sachgerechtigkeitsgebot, Jugendgefährdende Sendung
Art. 4 und 5 RTVG

Zum Entscheid

8. Ethik/Selbstregulierung - Ethique/autorégulation

8.1 Ethik des Journalismus – Ethique du journalisme

• Stellungnahme 34/2016 des Schweizer Presserates vom 28. Oktober 2016 (in Sachen X. c. Schaffhauser Nachrichten und 
Neuhauser Woche)

«Schaffhauser Nachrichten» und «Neuhauser Woche» haben bei der Berichterstattung zum 
Bauprojekt «Posthof Süd» den Meinungspluralismus nicht missachtet

Schreibverbot, Leserbriefe, faktisches Informationsmonopol,Meinungspluralismus
Ziff. 1 und 2 der «Erklärung», Richtlinie 2.2 und 5.2

Zum Entscheid

• Stellungnahme 35/2016 des Schweizer Presserates vom 28. Oktober 2016 (in Sachen X. c. «Blick am Abend»)

Abbildung einer bei den Brüsseler Terroranschlägen verletzten Frau verletzte weder deren 
 Privatsphäre noch die Menschenwürde

Schutz der Privatsphäre, Menschenwürde
Ziff. 7 und 8 der «Erklärung»

Zum Entscheid

• Stellungnahme 36/2016 des Schweizer Presserates vom 28. Oktober 2016 (in Sachen Müller/Winniger c. Obersee Nach-
richten)

«Obersee Nachrichten» hätten Gemeindepräsidenten mit dem impliziten Vorwurf, er tummle 
sich in einem Nazi-Umfeld, konfrontieren müssen

Korrekte Quellenbearbeitung, Anhörung bei schweren Vorwürfen, Respektierung der Privatsphäre
Ziff. 3 und 7 der «Erklärung», Richtlinie 3.8

Zum Entscheid

• Stellungnahme 37/2016 des Schweizer Presserates vom 27. Oktober 2016 (in Sachen Concordia gegen Tages-Anzeiger 
und «Der Bund»)

Eine Krankenkasse muss zum Vorwurf, ihr gegen Richtlinien verstossendes Verhalten habe 
System, angehört werden

Wahrheitspflicht, Quellenbearbeitung, Illustrationen, Anhörung bei schweren Vorwürfen, Berichtigung
Ziff. 1, 3 und 5 der «Erklärung», Richtlinie 3.1, 3.4 und 3.8

Zum Entscheid

http://www.ubi.admin.ch/x/b_736.pdf
http://www.presserat.ch/_34_2016.htm
http://www.presserat.ch/_DUMMY13379.htm
http://www.presserat.ch/_36_2016.htm
http://www.presserat.ch/_37_2016.htm
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